
Mit Entrüstung haben wir auch den Plan der Re­
gierung für ein Notdienstgesetz vernommen, welches 
noch weiter geht wie unter Hitler ...
Diese beiden Entwürfe dürfen niemals Gesetz werden; 
dafür verpflichten wir uns gemeinsam mit allen Geg­
nern dieser Gesetzentwürfe zu kämpfen ... Die Ver­
sammelten stellen sich einmütig hinter diese Forde­
rungen und verlangen von der Gewerkschaftsführung 
mehr gewerkschaftlichen Kampf zur Verhinderung der 
Maßnahmen der Bundesregierung.“
Aus allen diesen Artikeln zieht das Kölner Klassen­
gericht auf Seite 77 der Urteilsbegründung die Schluß­
folgerung:
„Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die .Rheinische 
Stimme* das alte kommunistische Ziel der Schaffung 
der .Aktionsgemeinschaft der Arbeiterklasse* verfolgt. 
Die Aktionsgemeinschaft soll von den Kommunisten 
bis hin zu den christlichen Arbeitern reichen. ... Als­
dann soll eine radikale Neuorientierung der Politik 
durchgesetzt und eine grundlegende Veränderung des 
gesamten öffentlichen Lebens eingeleitet werden.“
Vor dieser Neuordnung der westdeutschen Politik im 
Sinne einer friedlichen und demokratischen Entwick­
lung haben die Militaristen Angst. Deshalb soll das 
Berufsverbot ausgesprochen werden! Geschützt werden 
soll also die gefährliche atomare Abenteurerpolitik. Be­
reits die wenigen oben angeführten Zitate von Artikeln 
in der „Rheinischen Stimme“, die in der Urteilsbe­
gründung als „staatsgefährdend“ angesehen werden, 
zeigen, daß durch eine derart faschistische Spruchpraxis, 
durch eine solche Verfälschung und Verdrehung der 
Tatsachen jeder nonkonformistische Journalist in der 
Bundesrepublik Gefahr läuft, durch ein Berufsverbot 
politisch mundtot gemacht zu werden. Mit Recht stellte 
Peter Meter in einem Brief vom 12. Februar 1962 an 
den westdeutschen Journalistenverband u. a. fest:
„Eine derartige Verurteilung träfe nicht nur mich. Sie 
würde eine Musterentscheidung darstellen, um künftig 
im Zeichen der atomaren Aufrüstung und der Not­
standsgesetzgebung gegen alle die Journalisten und 
Kreise vorzugehen, die Gegner der atomaren Rüstung, 
der Forcierung der internationalen Spannungen und 
des weiteren Abbaus der Geistes- und Meinungsfreiheit 
in der Bundesrepublik sind.“ ,
Daß ein Berufsverbot gegen den verdienten Journali­
sten Peter M e t e r  als ersten angewandt werden soll, 
ist besonders empörend. Wegen seines antifaschisti­
schen Widerstandskampfes war er bereits 1933 zu ein­
einhalb Jahren Gefängnis verurteilt worden. Kaum aus 
der Haft entlassen, setzte er unerschrocken den Wider­

standskampf gegen die braune Diktatur fort. Am 
15. Mai 1935 wurde er erneut verhaftet. Am 24. April 
1937 verurteilte ihn ein faschistisches Sondergericht zu 
12 Jahren Zuchthaus. Im Zuchthaus Siegburg war er 
6 Jahre in Einzelhaft. Als er 1945 von den Faschisten 
ermordet werden sollte, gelang ihm im letzten Augen­
blick die Flucht. Die Faschisten mißhandelten ihn 
schwer. So heißt es in der Urteilsbegründung auf 
Seite 7: „Meter erlebte drei peinliche Verhöre und 
wurde derart mißhandelt, daß er 10 Tage im Lazarett 
liegen mußte.“ ♦
Während solche aufrechten Menschen wie Meter durch 
ein Berufsverbot als Journalisten politisch mundtot ge­
macht werden sollen, gewinnen die braunen Schreiber­
linge des Hitlerregimes in der westdeutschen Presse 
immer größeren Einfluß, verbreiten sie das Gift des 
Antikommunismus wie unter Hitler und hetzen zum 
Atom- und Revanchekrieg. Das ist die Freiheit im 
Bonner Staat!
Derartige Berufsverbote gegen friedliebende, demo­
kratische Journalisten sind ein Bestandteil der vielen 
Maßnahmen zur Vorbereitung der Notstandsgesetze. 
Bekanntlich sieht der neue Entwurf des Bonner 
Bundesinnenministers Höcherl für das Notstandsgesetz 
die Beseitigung jeder Pressefreiheit vor. Selbst der 
westdeutsche Presserat wandte sich am 9. April 1962 
in seiner Sitzung in Frankfurt/Main gegen die Pläne 
Höcherls und lehnte sie entschieden ab4.
Peter Meter ist Kommunist, und seine bisherige Ver­
urteilung erfolgte unter Ausnutzung des rechtswidri­
gen KPD-Verbots. Diese Tatsache zeigt, wie gefährlich 
dieses Verbot für alle friedliebenden, demokratischen 
Kräfte in der Bundesrepublik ist. Deshalb heißt es in 
der jüngsten Erklärung des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei Deutschlands:
„In den sechs Jahren des Verbots der KPD konnten 
sich Militarismus und Reaktion breit entfalten, wurden 
alle Gefahren für Frieden und die Existenz der Be­
völkerung vergrößert. Um des Friedens und der Demo­
kratie willen ist die Wiederherstellung der Freiheit und 
Legalität der Kommunistischen Partei notwendig. Wo 
es keine Freiheit für die KPD gibt, ist der Frieden 
ständig bedroht, gibt es keine Freiheit für das Volk. Je 
stärker die KPD, um so besser für die Arbeiterklasse, 
für das ganze Volk!“5

4 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 18. April 1962.
5 Neues Deutschland (Ausg. B) vom 8. Juni 1962.

&us der Praxis — für die Praxis

Umfassende Einbeziehung der Werktätigen 
in das Strafverfahren erhöht die Wirksamkeit 
der gerichtlichen Entscheidungen

Aufgabe der sozialistischen Rechts­
pflege ist es, Entscheidungen zu 
treffen, deren erzieherische Wirkung 
nicht auf den Täter beschränkt 
bleibt. Die erzieherische Einfluß­
nahme auf den Verurteilten ist ohne 
Zweifel eine wichtige Seite der ge­
richtlichen Entscheidungen. Es 
kommt aber auch darauf an, das 
gesellschaftsschädigende Verhalten 
eines Täters zum Ausgangspunkt 
einer prinzipiellen Auseinanderset­
zung in seinem Lebenskreis zu

machen. Hierbei ist zu beachten, daß 
die Straftat häufig von Faktoren be­
günstigt wird, die im Lebenskreis 
des Täters bestehen. Deshalb wird 
durch erzieherische Einflußnahme 
auf seine Umgebung eine wirksame 
vorbeugende Bekämpfung der Kri­
minalität und auch der Verstöße 
gegen die sozialistische Moral ein­
geleitet. Diese Feststellung trifft 
nicht zuletzt auf die Verkehrskrimi­
nalität zu.

Wie weitverzweigt die die Ursachen 
einer gefährlichen Pflichtverletzung 
im Straßenverkehr begünstigenden 
Umstände sein können, zeigt das fol­
gende Beispiel:
Der Verurteilte war Omnibusfahrer 
bei der BVG. Am Tattage hielt er 
mit dem Linienbus an der Endhalte­
stelle in einer relativ menschenleeren 
Straße. Er hatte festgestellt, daß 
sein Schaffner das Fahrzeug ver­
lassen hatte, um Tabakwaren zu 
holen. Als er seinen Schaffner zu­
rückkommen sah, entschloß er ach, 
ihm mit dem Fahrzeug rückwärts 
entgegenzufahren. Bevor er anfuhr, 
überzeugte er sich durch einen Blick 
in den linken und rechten Rück­
spiegel, daß sich niemand hinter dem
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